DIE ZENTGERICHTSVERFASSUNG 
IM GEBIET DES HEUTIGEN 
WOÜRTTEMBERGISCHEN FRANKEN 


Von 
Karl Weller (}) 


Mit Vorworten vom 1. XI. 1906 und 8. VII. 1907 veröffentlichte 
Hermann Knapp im Jahre 1907 in Berlin seine beiden stattlichen 
Bände „Die Zenten des Hochstifts Würzburg“ mit über 2400 Druck- 
seiten. In der Zwischenzeit hatte Karl Weller*, der zum Altmeister 
der hohenlokischen Geschichtsforschung heranreifende Historiker, 
am 19. I. 1907 im Württembergischen Geschichts- und Altertums- 
verein zu Stuttgart einen Vortrag über die Zenten im württembergi- 
schen Franken gehalten und ließ ihn im März 1907 an entlegener 
Stelle* drucken. 

Den Freunden und Gönnern mainfränkischer Geschichte ist dieser 
wertvolle Beitrag bisher fast ganz entgangen. Dieses Versäumnis 
glauben wir ausgleichen zu müssen durch einen unveränderten Wieder- 
abdruck — zugleich als Zeichen unserer Dankesbereitschaft gegenüber 
diesem hervorragenden Landesgeschichtsforscher. Dank der Vermitt- 
lung von Archivdirektor Dr. T’heodor Haering-Ludwigsburg hat 
Wellers Sohn Reg. Rat Arnold Weller-Stutigart freudig die Geneb- 
migung hierzu erteilt; beiden Herren sprechen wir unseren Dank 
hiermit aus. 

Bei den von Weller zitierten Verfassern handelt es sich um alt- 
bekannte Namen und Werke; wir hielten es jedoch für nötig, in eini- 
gen sparsamen ergänzenden Anmerkungen den Stand der neuesten 


Forschung anzudenten. 
Wilhelm Engel 


Es ist wohl einer der dunkelsten und von der Geschichtsfor- 
schung am meisten vernachlässigten Gegenstände, über den ich 
heute zu Ihnen reden möchte: die alte Zentgerichtsverfassung 
im Gebiet des heutigen württembergischen Franken. Und 
zwar steht die Vernachlässigung im umgekehrten Verhältnis 
zu der Bedeutung, welche diese Gerichtsverfassung für die 


* Über Karl, Weller (1866-1943) vgl. Peter Goeßler: Professor Karl 
Weller und die Frankenforschung (in „Württembergisch Franken“ NF 
22/23 Teil I, Schwäbisch Hall 1948, S. 5-23); Hermann Haering: Der 


Geschichtsforscher Karl Weller, Stuttgart 1949, Quellverlag, 39 S. 


“” Literarische Beilage des Staats-Anzeigers für Württemberg, Nr. 1/2, 


1907, S. 1-14. 
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Geschichte des fränkischen Landes hat; es erklärt sich dies 
einerseits aus der ungemeinen Schwierigkeit der Sache, die ein- 
gehende Untersuchungen über die einzelnen Bezirke und dane- 
ben eine genauere Kenntnis der Rechtsgeschichte weiter frän- 
kischer Gebiete erfordert, andererseits aber aus dem beklagens- 
werten Darniederliegen der rechtsgeschichtlichen Forschung 
in Württemberg, welches schuld daran ist, daß uns oft über 
die wichtigsten Vorgänge der heimischen Geschichte die not- 
wendige Kenntnis der Verhältnisse ganz fehlt, aus denen allein 
die entstandenen Verwicklungen und Kämpfe zu erklären sind. 
Im Gebiet des alten Schwaben hören wir zur Zeit des späteren 
Mittelalters nichts mehr von Hundertschaften oder Zenten; 
im fränkischen Bereich aber gehört die Zentgerichtsverfassung 
zu den wenigen Einrichtungen, die sich, wenn auch mannig- 
fach geändert und verkümmert, aus der germanischen Urzeit 
fast bis an die Schwelle der Gegenwart behauptet haben; die 
ostfränkischen Lande haben überhaupt die altfränkische Ver- 
fassung in überraschender Ursprünglichkeit bewahrt. So mag 
es bei dem engen uamnaihann, in dem das Rechtsleben 
eines Stammes mit seiner ganzen Kultur, seiner Denkart, sei- 
nen Sitten wie dem Schicksal der einzelnen Persönlichkeiten 
steht, eine dankbare Aufgabe sein, der Gerichtsverfassung 
unseres Frankenvolkes und deren Entwicklung wenigstens im 
jetzt württembergischen Gebiet etwas näher nachzugehen. 
Schon der Name der Zent führt uns in die allerälteste Ge- 
schichte des deutschen Volkes. Die Hundertschaften' waren 
ursprünglich Heereskörper, Scharen von 100 Kriegsmännern. 
Volk und Heer waren aber in der Urzeit gleichbedeutende 
Begriffe; die staatliche Gliederung entsprach der des Heeres; 
die germanische Hundertschaft war zugleich militärische Ab- 
teilung, Wirtschaftsgenossenschaft und Gerichtsgemeinde. Jede 
Hundertschaft hatte einen örtlichen Mittelpunkt für die 
Zwecke ihrer Versammlungen; denn Gericht hielten die Ger- 
manen immer nur unter freiem Himmel an uralt heiliger 
Stätte, die Opferplatz und echte Dingstatt zugleich war. Das 
Gericht bestand nach Tacitus aus der unter dem Vorsitz des 
Gaufürsten versammelten Hundertschaft; jeder Hundert- 


t Vgl. jetze — weiterführend -- Heinrich Dannenbauer: Hundertschaft, 
Centena und Huntari in „Historisches Jahrbuch der Görres-Gesellschaft“ 
Bd. 62/69, Halbband 1, Köln 1949, Bachem, S. 155/219 (dazu Anzeige 
im Mainfr. JB 2, 1950, S. 392); Franz Steinbach: Hundertschar, Centena und 
Zentgericht in „Rheinische Vierteljahresblätter“ Jhg. 15/16, Bonn 1951, 
Röhrscheid, S. 121/138 (dazu Anzeige in diesem Jahrbuch s. u.). 
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schaftsmann war dingpflichtig und hatte in Waffen zu der 
Versammlung zu erscheinen. 

Nach dem salischen Volksrecht, das, wie Siegfried Rietschel 
neuerdings festgestellt hat, in der uns bekannten Form zur 
Zeit der Söhne Chlodwigs aufgezeichnet wurde, hatte der vom 
Volk gewählte Richter an althergebrachter Malstätte die Ge- 
tichtsversammlung abzuhalten, zu der alle mündigen Freien 
der Hundertschaft zu kommen verpflichtet waren. Das Urteil 
wurde von einem aus sieben Urteilsfindern bestehenden Aus- 
schuß vorgeschlagen und durch die ausdrückliche oder still- 
schweigende Zustimmung des Dingvolks rechtskräftig, 

Das östliche Franken ist dem Frankenstamme erst um das 
Jahr 500 zugefallen, als die Alamannen von dem Franken- 
könig Chlodwig geschlagen worden waren und ihre nördlichen 
Sitze am Rhein und Main verloren. Seitdem herrschte in Ost- 
franken wie in Flessen, an der Mosel und Maas und im ganzen 
nördlichen Frankreich das salische Recht, dessen Grundlage 
die eben genannte lex Salica blieb. Die bedeutendste Änderung 
des alten Volksrechts erfolgte durch die Einführung der Graf- 
schaftsverfassung?. Der Graf hatte einem Gau in allen Bezie- 
hungen, in gerichtlichen, administrativen und militärischen, 
vorzustehen. Die Gaugrafschaften unseres Gebiets waren rechts 
vom Neckar der Tauber-, Maulach-, Jagst-, Kocher-, Neckar- 
und Murrgau; kleinere Bezirke, die auch den Gaunamen tra- 
gen, wie der Brettach-, Sulm- und Schozachgau, waren aber nur 
Unterabteilungen jener eigentlichen Gaue. Durch die mannig- 
faltigen Pflichten desGrafen, namentlich seinen Hof- und Heer- 
dienst, wurde häufig das Bedürfnis einer Vertretung hervorgeru- 
fen; diese Vertretung hatte jefüreine Hundertschaft.deren Vor- 
steher, der Hunno oder Zentenar, der vom Dingvolk gewählt 
und vom Grafen bestätigt wurde; obgleich die Wahl ursprüng- 

lich frei war, hat sich doch gewiß oft ein erblicher Anspruch 
einer Familie gebildet, nachdem mehrfach hintereinander der 
Vorsteher aus ihr genommen worden war. Die Rechtspflege 
bewegte sich nach wie vor in den Hundertschaften; auch nach 
der Übernahme des Richteramts durch den Grafen gab es kein 
eigenes Grafengericht, sondern nur Hundertschaftsgerichte an 
den alten Dingstätten und in der alten Zusammensetzung, in 


Be die Grafen und ihre Stellvertreter des Rechts gewaltet 


= Vgl. — besonders aus methodischen Gründen i i 

1 — Erich Freih. 
Guttenberg: Über den Rangau in „Herzogenaurach. Ein Heimatbuch, Her 
zogenaurach 1949, Selbstverlag der Stadt, $. 29/45, ’ ö 
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Eine Reform der Rechtspflege wurde durch Karl den Gro- 
ßen durchgeführt‘. Da der Graf alle mündigen Freien beliebig 
oft zur Malstätte laden konnte, legte diese Dingpflicht dem 
Volk eine schwere Last auf. Deshalb verordnete Karl, daß die 
allgemeine Dingpflicht sich auf die echten Dinge, nämlich die 
ordentlichen, ungebotenen Gerichtsversammlungen, beschrän- 
ken solle, während alle andern Gerichtstage der Graf oder sein 
Stellvertreter mit den Schöffen allein abzuhalten hatte. Es 
wurden nun feste Schöffenkollegien an Stelle der bisher für 
jede einzelne Sitzung gebildeten Ausschüsse eingeführt; die 
Schöffen wurden von den Grafen aus den angeseheneren Ding- 
pflichtigen auf Lebenszeit ernannt, jedoch unter Mitwirkung 
der Gerichtsgemeinde, und auf ihr Amt vereidigt. Im echten 
Ding hatten die Schöffen wie früher nur den Urteilsvorschlag 
an das umstehende Volk; zu einer Abstimmung des Umstands 
kam es wohl nur, wenn einer aus demselben ein Gegenurteil 
gefunden hatte; in anderen Fällen galt die widerspruchslose 
Entgegennahme als stillschweigende Zustimmung. Im gebote- 
nen Ding, das meist als bloßes Schöffengericht zusammen- 
trat, lag die Urteilssprechung ganz in den Händen der Schöf- 
fen. Die Tätigkeit de vorsitzenden Richters bestand in der 
Leitung der Verhandlung, der Anordnung der Urteilsvoll- 
streckung und der Wahrung des Dingfriedens. Die sachliche 
Zuständigkeit des echten Dings, in dem nur der Graf oder 
sein Delegierter den Vorsitz führen konnte, wurde gegen- 
über dem Schöffengericht als dem gebotenen Ding, dem regel- 
mäßig nur der Zentenar vorsaß, abgegrenzt. Dem ersteren blie- 
ben alle Strafsachen, die an das Leben gingen, sowie die Pro- 
zesse um Freiheit und Eigentum vorbehalten; die Zuständig- 

keıt des Schöffengerichts beschränkte sich auf die Prozesse um 

Schuld sowie auf die Zwischentermine in Prozessen, die vor 

dem Grafending schwebten. 

Die Bezirke der Zentgerichte, die sich bis in die spätere Zeic 
erhalten haben, sind uns alle ziemlich genau überliefert: der 
von Möckmühl, Jagstberg, Langenburg, Werdeck, Lobenhau- 
sen oder Kirchberg, Crailsheim; von Riedbach oder Barten- 
stein, Haldenbergstetten (Niederstetten), Hollenbach oder 
Weikersheim, Mergentheim oder Neuhaus oder Markelsheim: 
auch von Zenten, deren Hauptorte jetzt in Baden oder Bayern 


8 Vgl. — tief nach Franken hineingreifend — Walter Schlesinger: Die 
Entstehung der Landesherrschaft. Untersuchungen vorwiegend nach mittel- 
deutschen Quellen (= Sächsische Forschungen zur Geschichte. Bd. 1), Dresden 
1941, Baensch. 
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liegen, “wie Mosbach, Osterburken Ballenber; ü 

gen, 5 N Bütthardt, 
Röttingen und Aub, gehören wenigstens Bee j einige om 
zum heutigen Württemberg. Die Zentgerichtsbezirke hatten 
eine ansehnliche Größe; der von Möckmühl umfaßte z. B. die 
Orte Möckmühl, Büttelbronn, Gochsen, Kreßbach, Lampolds- 


Bezirke. Die Grenzen einer Zent wurden dann und wann 
durch einen feierlichen Umzug der Zentverwandten wieder in 
Erinnerung gebracht, wie uns ein solcher von der Kirchber- 
ger Zent nodı aus dem Jahre 1661 überliefert ist. 

Wie verhalten sich nun diese uns bekannten Zentgerichts- 
bezirke zu den Grenzen der alten Gaue und deren Hundert- 


die ee der des Zentgerichte genauer 
e ehit uns noch vollständig eine gena - 
Haan über die alten Gaue der ee 
” e rechts und links vom Neckar, die einst zu Franken ge- 
örten, während wir für das schwäbische Gebier unseres Lan- 
. wenigstens das Büchlein von Franz Ludwig Baumann 
aben, das, wenn auch in seiner ganzen Anlage und Auffas- 


andern Zent des württembergisch i 
1 2 vi gischen Frank hr b 
wird. Die Zent Möckmühl hatte nämlich die Verpflicheane 
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je zur Zeit der zwei Frankfurter Messen, zu Ostern und im 
Sokrjahr, die auf der Kaiserstraße zwischen Kocher und Jagst 
hinziehenden Kaufleute von Neusaß bei Schöntal durch den 
Harthäuser Wald bis an den Neckar bewaffnet zu begleiten, 
was durch den Zentgrafen und die berittenen Metzger von 
Möckmühl geschah, Ferner war die Zent berechtigt und ver- 
pflichtet, Abteilungen von Zentbürgern in den Zentorten ein- 
zuquartieren, überhaupt Musterungen und Gewehrbesichti- 
gungen von Zeit zu Zeit in den Zentflecken vorzunehmen. 
Noch im Jahre 1801 beschloß die Zentmannschaft von Möck- 
mühl und Ballenberg, die damals in der Gegend eingedrunge- 
nen Franzosen zurückzuschlagen, und es wird berichtet, daß 
die Zentbürgerschaft des Bezirks Möckmühl mit ihrem Wacht- 
meister und Zentgrafen (nahe an. 2000 Mann) im Herbst jenes 
Jahres an den Neckar bei Jagstfeld gezogen sei und daselbst 
eine Nacht im Freien längs des Neckars gegen Heilbronn hin 
Feuer unterhalten, sonst aber keine Heldentat verrichtet, sich 
vielmehr am zweiten Tag wieder zurückgezogen habe. 

Wir können darum ohne Scheu die einzelnen erhaltenen 
Zenten den alten Gaugrafschaften zuzuteilen suchen, sobald Or- 
te, die in einen Zentbezirk fallen, in den alten Urkunden einem 
bestimmten Gau zugeschrieben werden; und so erschließen 
wir, daß dem Taubergau die Zenten Neuhaus und Hollen- 
bach zuzuteilen sind, dem Maulachgau die Zenten Langenburg, 
Werdeck, Lobenhausen und Crailsheim, dem Jagstgau die 
Zenten Jagstberg, Ballenberg und Möckmühl, Ja, es ie 
noch spät unter den Zenten derselben Gaugrafschaft sich hie 
und da ein gewisser Zusammenhang erhalten zu haben, wie 
ein solcher in militärischer Beziehung von Möckmühl und 
Ballenberg ja ausdrücklich berichtet wird. . f 

Nun haben sich freilich nur in einem beschränkten Teil der 
alten Gaugrafschaften des württembergischen Franken die 
Zentbezirke noch bis in die spätere Zeit erhalten, während sie 
im fränkischen Gebiet Württembergs links vom Neckar, an 
der Zaber, der Enz und ihren Nebenflüssen, aber auch rechts 
vom Neckar im ganzen Kochergebiet, soweit es fränkisch war, 
frühzeitig geschwunden sind. Woher kommt diese tiefgrei- 
fende Verschiedenheit, welche die geschichtliche Entwicklung 
der Gerichtsverfassung hier aufweist? Wir glauben das Rätsel 
erklären zu können. Früh hatte sich nämlich die alte Gauein- 
teilung zu zersetzen begonnen, und zwar erfolgte die Durc- 
brechung der Grafschaftsverfassung von den Immunitäten aus, 
Die Könige erteilten einzelnen weltlichen oder geistlichen 
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Grundherren die Immunität, die das Gebiet derselben aus den 
ordentlichen Gerichts- und Verwaltungsbezirken heraushob: 
sobald die Immunitätsherren auch die hohe Gerichtsbarkeit" 
erwarben, hatten sie die Rechte einer selbständigen Grafschaft 
gewonnen. So entzog z. B. König Konrad UI, im Jahr 1138 
die Güter des Klosters Komburg im ganzen Kochergau der 
Amtsgewalt des Grafen oder des diesem untergebenen Wal- 
poden, an deren Stelle der Vogt des Klosters trat, Zuerst aber 
war die Befreiung von den Grafengerichten in den Krongut- 
ämtern, den Fisci, erfolgt. In Ostfranken hatten die deutschen 
Könige nicht unbeträchtlichen Besitz; altes Königsgut waren 
bei uns neben anderem Heilbronn, Lauffen am Neckar und 
die Stöckenburg über dem Bühlertal. Als nun die Hohenstau- 
fen den deutschen Königsthron bestiegen, brachten sie einen 
sehr bedeutenden Besitz hinzu, der früher großenteils den zu 
Anfang des 12, Jahrhunderts ausgestorbenen Grafen von 
Rothenburg oder Komburg angehört hatte: Rothenburg ob 
der Tauber, den Kochergau mit Hall, der sich von der Stamm- 
grenze bis zur Mündung des Flusses erstreckte, ferner die 
Schutzvogteien über das KlosterKomburg und dasStiftÖhrin- 
gen: im Jahr 1140 entrissen sie den Welfen auch die Feste 
Weinsberg. Die Verwaltung der Reichsgüter und der hohen- 
staufischen Besitzungen war in denselben Händen; es wurde 
wenig Unterschied zwischen staufischem und Reichsgut ge- 
macht; praktisch verwuchs das staufische Hausgut mit dem 
Reichsbesitz. Erst in den letzten Jahren, zumal durch den 
glücklichen Fund des Reichssteuerverzeichnisses vom Jahr 1241 
und die daran anschließenden Untersuchungen, besonders das 
Buch von Hans Niese über die Verwaltung des Reichsgutes im 
13. Jahrhundert, ist nachgewiesen worden, daß dieser ganze 
große Besitz in der späteren Hohenstaufenzeit in vortreffli- 
cher Weise organisiert und durch absetzbare Beamte verwaltet 
war”, und dadurch tritt nun auch die für die deutsche Ge- 
schichte des 13. und 14. Jahrhunderts so bedeutungsvolle Ein- 
richtung der Landvogteien durch König Rudolf in ein helleres 


* Vgl. grundlegend Hans Hirsch: Die hohe Gerichtsbarkeit im deutschen 
Mittelalter (= Quellen und Forschungen aus dem Gebiete der Geschichte, 
Heft 1), Prag 1922. 

® Vgl. Karl Bosl: Die Reichsministerialicät der Salier und Staufer. Ein 
Beitrag zur Geschichte des hochmittelalterlichen deutschen Volkes, Staates 
und Reiches, Teil 1/2 (= Schriften der Monumenta Germaniae historica 
Bd. 10), Stuttgart 1950/1, (dazu Anzeige im Mainfr, JB 3, 1950, S. 356); 
dazu Karl Bosl: Rothenburg im Stauferstaat (= Neujahrsblätter der GHG 
Heft 20), Würzburg 1947. 
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Licht. Die Krondomänen waren seit dem 11, Jahrhundert aus 
den Grafschaften gänzlich ausgeschlossen; jedes Domänenamt 
erhob sich zu einer Art von domanialer Grafschaft, in der ein 
vom König eingesetzter Vogt oder Schultheiß die gräfliche Ge- 
richtsbarkeit handhabte. Darum wichen nun in den von den 
Hohenstaufen direkt beherrschten Bezirken die Zentgerichte 
den königlichen Domanialgerichten; aus diesem Aufgehen der 
alten Zentgerichte in den königlichen Gerichten erklärt sich 
die so auffallende Tatsache, daß, während sonst im württem- 
bergischen Franken die Zenten sich vollständig erhalten haben, 
ira früher staufischen Gebiet, im ganzen Kochergau, ferner in der 
Gegend von Weinsberg und Heilbronn wie in dem südlich 
sich anschließenden Waldland keine Spur von ihnen sich spä- 
ter mehr finder. Einige der staufischen Domanialgerichte 
wurden von König Rudolf als Mittelpunkte der Landvogteien 
zu königlichen Landgerichten für den Reichsbesitz und die 
Reichsministerialen ziemlich großer Bezirke erhoben; es sind 
die Landgerichte von Nürnberg, Rothenburg und Wimpfen, 
ähnlich wie aus solchen Domanialgerichten in Schwaben das 
Hofgericht zu Rottweil und das Landgericht auf der Leut- 
kircher Heide und in der Pürs hervorgewachsen sind’. Die 
Reichsstädte Hall, Heilbronn und Rothenburg brachten die 
hohe Gerichtsbarkeit schon im 13, Jahrhundert an sich. Wo 
aber staufisches oder Reichsgut in andere Hände gekommen war, 
trat überall in dem seinerzeit unter hohenstaufischer Verwal- 
tung stehenden Gebiet an die Stelle der früheren Zentgerichte 
das Gericht der Landesherren, welche die Rechtsnachfolger der 
Staufer daselbst waren. Im südlichen Teil des alten Kocher- 
gaus walteten die Schenken von Limpurg, die ihre Halsgerichte 
zu Unterlimpurg, Michelbach, Gaildorf und Sulzbach am 
Kocher hegten. Im nördlichen Kochergau hatten die früheren 
Grafenrechte später größtenteils die Herren von Hohenlohe 
inne, das Geleit von Geislingen am Kocher bis nach Neuenstadt 
und die hohe Gerichtsbarkeit. Dreimal im Jahr, im Mai, im 
Herbst und im Hornung, hat in Ohringen nach dem Weis- 
tum von 1253 der edie Herr von Hohenlohe als Vogt das 
hohe Gericht zu halten mit den Schultheißen und 32 Rittern, 
von denen jeder wieder zwei Knechte bei sich hat; es sind die 
drei echten Dinge, in denen wie in den Grafengerichten so 


% Vgl. Hans Erich Feine: Die Kaiserlichen Landgerichte in Schwaben im 
Spärmitzelakter in „Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, 
Germanistische Abteilung“ Bd. 66, Weimar 1948, Boehlau, S. 148/235 (dazu 
Anzeige in Mainfr. JB 2, 1950, $. 386). 
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auch hier die hohe Gerichtsbarkeit ihren äußeren Ausdruck 
findet. An verschiedenen Orten hatte der hohenlohische Herr 
wieder seine Untervögte oder Amtleute, zu Waldenburg, zu 
Ingelfingen, zu Forchtenberg, und wie klar diese Gerichte noch 
in später Zeit von den Zentgerichten unterschieden wurden, 
kann die Notiz in einem handschriftlich erhaltenen hohen. 
lohischen Gerichtsbuch aus dem 17. Jahrhundert zeigen: „in 
dem Amt Ingelfingen hat es zwar ein peinlich Halsgericht, 
aber kein Zentgericht“; denn die Kompetenz beider Gerichte 
war damals ganz dieselbe. Einzelne Orte bekamen dann durch 
königliche Verleihung noch ein besonderes Halsgericht, so 
Neuenstein im Jahre 1351, als der Ort zur Stadt erhoben 
wurde”, 

Aber nicht nur in dem einstmals staufischen Gebiet sind 
die Zentgerichte durchaus verschwunden, sondern auch in den- 
jenigen Territorien, welche nach dem Vorbild der hohenstau- 
fischen Verwaltung früh durch die Organisation der Ämter 
geordnet worden sind, Wie dies im Herzogtum Bayern schon 
in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts geschah‘, so in der 
Grafschaft Württemberg jedenfalls in der zweiten Hälfte 
dieses Jahrhunderts, ob mit königlicher Genehmigung 
oder, etwa während des Interregnums, aus eigener 
Machtvollkommenheit, wissen wir nicht. Jedenfalls begegnet 
uns schon im Jahr 1300 ein Landrichter des Grafen Eberhard 
von Württemberg, der sich nur auf das ganze württember- 
gische Territorium und nicht bloß auf die ursprüngliche Gau- 
grafschaft am mittleren Neckar beziehen kann. Das Erschei- 
nen von württembergischen Landrichtern setzt aber eine ein- 
heitliche Gerichtsverfassung des Landes voraus, mit deren 
Einführung wir ohne Bedenken auch die für die württem- 
bergische Geschichte so bedeutungsvolle Organisation der 
Ämter in Zusammenhang bringen können. Wie nun Schwaben 
in späterer Zeit überhaupt kein Zentgericht mehr aufweist, so 
kann es kein Wunder nehmen, daß auch im Fränkischen, so- 
weit es württembergisch wurde, in dem alten Zaber-, Enz-, 
Glemsgau und anderen Gauen, die Zentgerichte vollständig 
geschwunden sind. 


” Vgl. Karl Schumn: Neuenstein. Zur 600-Jahrfeier der Verleihung des 
Stadtrechtes in „Festschrift zur 600-Jahrfeier der Stadt Neuenstein“, Neuen- 
stein 1951, Selbstverlag der Stadt, 5.950 (dazu Anzeige in diesem JBs. u.). 

® Vgl. Max Spindler: Die Anfänge des bayerischen Landesfürstenrums 
\ = Schriftenreihe zur bayerischen Landesgeschichte Bd. 26), München 1937, 
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Aber auch in den Zenten, die sich erhalten haben, sind 
während der Hohenstaufenzeit bedeutsame Änderungen vor 
sich gegangen. Beinahe das ganze östliche Franken bildete an- 
fänglich den Sprengel des einen Bistums Würzburg; nur ein 
verhältnismäßig kleiner Teil war seinerzeit an das Bistum 
Eichstätt gefallen. Nun wurde zu Anfang des 11. Jahrhunderts 
von dem Kaiser Heinrich II. aus dem sächsischen Hause ein 
Stück des Bistums Würzburg abgetrennt und daraus ein be- 
sonderes Bistum Bamberg gegründet. Als Ersatz für die Ver- 
minderung der Diözese wurde dem Bischof von Würzburg im 
ganzen ihm noch verbleibenden Sprengel die herzogliche Ge- 
walt verliehen, nach dem Bericht des ostfränkischen Geschicht- 
schreibers Ekkehard von Aura im Jahre 1014. Wir können die 
schwierige Frage, welche die deutschen Rechtshistoriker so 
lange beschäftigt hat, was eigentlich unter dem Herzogtum 
des Bischofs von Würzburg zu verstehen sei, jetzt durch die 
Untersuchungen von Otto von Zallinger und Ernst Mayer im 
wesentlichen als gelöst betrachten”. Das besondere Würzbur- 

er Stiftsgebiet, das Territorium, über das der Bischof die 

andesherrlichen Rechte hatte, ist vom Herzogtum, das jetzt 
dem Bischof ebenfalls zustand, scharf zu unterscheiden. Der 
ducatus Wirzeburgensis, das Herzogtum Franken, ist ein wei- 
teres Gebiet, worüber dem Bischof nur eine obere Jurisdiktion 
zukam; diese, das sogenannte Landgericht zu Franken“, bildete 
allein den Inhalt des Herzogtums. Als Herzog von Franken 
hat der Bischof nach einer Nachricht Adams von Bremen alle 
Grafschaften seines Bistums inne, das heißt, die Gaugrafschaf- 
ten in der Diözese werden nun nicht mehr vom König, son- 
dern vom Bischof verliehen. Erledigte Grafschaften scheint 
der Würzburger Herzog als Lehensherr nicht wieder ausgelie- 
hen zu haben; aus dem allmählichen Verschwinden der mei- 
sten Gaugrafschaften entwickelte sich dann allem nach die Vor- 
stellung, daß sich mit der herzoglichen Gewalt die Gaugraf- 
schaft überhaupt nicht mehr vertrage. Gleichzeitig mit der Be- 
seitigung der Gaugrafen suchte der Bischof von Würzburg 


% Vgl. Günther Schmidt: Das würzburgische Herzogtum und die Grafen 
und Herren von Ostfranken vom 11. bis zum 17. Jahrhundert (= Zeumers 
„Quellen und Studien zur Verfassungsgeschichte des Deutschen Reiches in 
Mittelalter und Neuzeit“ Bd. 5, Heft 2), Weimar 1913, Boehlau; ferner 
Theodor Mayer: Fürsten und Staat. Studien zur Verfassungsgeschichte des 
deutschen Mittelalters, Weimar 1950 Boehlau, (dazu Anzeige im Mainfr. 
TB 2, 1950, S. 398). 

10 Vgl. Feine (s. o. Anm. 6). 
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zur Zeit des Kaisers Friedrich Barbarossa auch die Ernennung 
der Zentgrafen in seine Hand zu bekommen. Und wirklich 
wurde in dem unmittelbar würzburgischen Stiftsgebiet der 
Zentgraf ein bischöflicher Beamter; das statutum in favorem 
principum vom Jahr 1231, das unter würzburgischem Einfluß 
entstanden ist und die Landeshoheit der Territorialfürsten in 
Deutschland begründet hat!%, bestimmte ausdrücklich: die 
Zentgrafen sollen ihre Zenten vom Landesherrn empfangen. 
Für den weiteren Sprengel des Bistums ist ihm dies aber jeden- 
falls nicht gelungen. Wo in Ostfranken und Hessen der Zent- 
graf noch auftritt, ist sein Amt vom Königtum, beziehungs- 
weise dem Grafentum, an dessen Stelle in der Würzburger 
Diözese das Herzogtum desBischofs trat, noch gerade so unab- 
hängig wie in den Zeiten des salischen Volksrechts, Teils 
wird er noch von der Gerichtsgemeinde gewählt und dann im 
späteren Mittelalter aus den Bauern, teils aber ist die Zent ein 
erbliches Amt vornehmer Familien geworden, und dies letz- 
tere ist im württembergischen Franken fast durchweg der Fall 
gewesen. Bis in die neue Zeit gab es hier eine ziemliche Anzahl 
allodial vererbter Zenten, die nicht von Würzburg zu Lehen 
rührten. Mit dem Besitz solcher allodialer Zenten wird es wohl 
zusammenhängen, daß manche Familien, die zuerst einfach als 
Edelfreie, als nobiles, erscheinen, später den Grafentitel an- 
nehmen, so die von Castell, von Lobenhausen und Flügelau, 
ja vielleicht auch die von Rieneck und Wertheim, Wenn das 
reiche und angesehene Haus der Hohenlohe den Grafentitel 
in älterer Zeit gewöhnlich nicht führt, so mag dies eben daher 
kommen, daß sie zufällig nicht von Anfang an auch im Besitz 
allodial vererbter Zenten gewesen sind; später freilich waren 
sie die Herren vieler Zentgerichte, im würtrembergischen 
Franken der von Weikersheim, Langenburg, Bartenstein und 
Kirchberg, wie die Markgrafen von Brandenburg-Ansbach die 
Zenten Crailsheim und Werdeck, der Bischof von Würzburg 
die Zent Jagstberg, der Edle von Rosenberg Niederstetten, 
der Deutsche Orden Markelsheim und der Herzog von Würt- 
temberg seit 1504 Möckmühl inne hatten”, 


102 Vgl. besonders Paul Kirn: Die Verdienste der staufischen Kaiser um 
nes Deusdie Reich in „Historische Zeitschrift“ Bd. 164, 1941, 5, 261/284, 
es. S. 273. 
4 Vgl. Rolf Thomas: Aus dem Gerichtswesen im Reichsritterschaftster- 
ritorium Stetten, Kreis Künzelsau (in „Württembergisch Franken. Jahrbuch 
des Historischen Vereins für Württembergisch Franken“ NF. 24/25, Hall 
1950, Selbstverlag), $. 192/215 (dazu Anzeige in diesem JB s. u.): 
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it dem Anfang des 13. Jahrhunderts vollzog sich allge- 
BE . Deuschlad eine höchst bedeutsame Änderung der 
Gerichtsverfassung: die Gerichte schieden sich nicht mehr nach 
den Sachen, die in ihnen verhandelt wurden, sondern nach 
den Personen, die vor ihnen ihr Recht fanden. ‚Sie teilten sich 
in zwei Gruppen, in Gerichte für Ritterbürtige und solche 
für Nichtritterbürtige. Der gesamte Adel der Diözese unter- 
stand dem persönlichen Gericht des Bischofs als Herzog in 
Franken; das Würzburger Landgericht war also ein reines 
Adelsgericht; sogar die selbst auf dem Weg zur Landeshoheit be- 
findlichen Grafen und Barone Ostfrankens, die Grafen von 
Henneberg, Wertheim, Rieneck, Castell, die Herren von Ho- 
henlohe und andere hatten ihr ordentliches Gericht vor dem 
Würzburger Bischof, bisin derersten Hälfte des 14. Jahrhunderts 
das Reichshofgericht vor dem Würzburger Landgericht in den 
Vordergrund trat, so daß letzteres mehr und mehr auf den 
Bereich des eigentlichen Stiftsgebiets beschränkt wurde. Die 
Geistlichkeit war sowieso der weltlichen Gerichtsbarkeit ent- 
zogen; die Stadtbevölkerungen hatten ihre eigenen Hochge- 
richte'?, So beschränkte sich das Zentgericht später ganz auf 
die Bauern, die nun fast allein noch zur Zent gehen. Alle be- 
güterten und verheirateten nichtritterbürtigen Männer wur- 
den in Möckmühl Zentverwandte; die wirkliche Aufnahme 
trat mit der vorgeschriebenen Vereidigung auf die Zentbürger- 
Pflichten ein. Die Rechte des Zentbürgers bestanden vorzüglich 
in dem Schutz seines Eigentums und seiner Familie gegen 
widerrechtliche Angriffe, Dabei hatte er aber selber mitzuwir- 
ken; er war gehalten, den ordentlichen und außerordentlichen 
Zentgerichten mit Ober- und Untergewehr bei Strafe anzu- 
wohnen, den ordentlichen ohne vorheriges Gebot an „den 
vorausbestimmten Tagen (in Möckmühl z. B. viermal jähr- 
lich), den außerordentlichen auf das Gebot des Zentgrafen, 
das vom geschworenen Zentbüttel im ganzen Zentbezirk 
mündlich zu besorgen war. Des weiteren hatte er den ‚Exe- 
kutionen bewaffnet anzuwohnen und den ihm dabei über- 
tragenen polizeilichen Obliegenheiten nachzukommen, er hatte 
jeden Bürger, der auf die Zent gelobt und geschworen hatte, 
vor Schaden zu warnen, die Verbrecher auf des Zentgrafen 
und dessen Untergebener Gebot bei Tag und Nacht mit seinen 


12 Vgl. Paul Schöffel: Alte Städte in Mainfranken (in „Aus der Ver- 
gangenhei Unterfrankens“ (= Mainfränkische Heimatkunde, Heft 2), 
Würzburg 1950, Stürtz, $. 91/102. 
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Waffen zu verfolgen, überhaupt die zur Sicherheit angeord- 
neten Streifen mitzumachen; befreit davon war nach dem 
Möckmühler Zentbrief von 1429 nur, wer krank war oder 
eine Kindbetterin zu Hause hatte. Ferner hatten die Zentan- 
gehörigen die Kosten der Zentgerichtsbarkeit und zwar nach 
Köpfen zu tragen. Wer feindlich angefallen wurde, konnte das 
Mord- oder Zentgeschrei, den Ruf Zentjo, erheben, der jeden 
‚Zentverwandten zur Hilfe für den Bedrängten verpflichtete. 
Auch in Bezug auf die sachliche Kompetenz der Zent- 
gerichte war, wahrscheinlich während der Hohenstaufenzeit, 
eine sehr wesentliche Anderung vor sich gegangen. Von Hause 
aus war das Zentgericht nur ein Niedergericht ohne den Blut- 
bann;seine Zuständigkeit war beschränktauf diecausae minores, 
Später aber wird nach allen Nachrichten im ganzen württem- 
bergischen Franken unter der Zentgerichtsbarkeit immer nur 
die Blutgerichtsbarkeit verstanden. Die veränderten Verhält- 
nisse machten den Grafen, beziehungsweise dem Herzog, die 
persönliche Anwesenheit unmöglich und nötigten ihn, zu 
seiner Entlastung sich von den Zentgrafen vertreten zu las- 
sen. Nun durften im ganzen fränkischen Lande Todesurteile 
nur auf einer Versammlung der ganzen Zentgemeinde ge- 
sprochen werden; in Notfällen mußte man deshalb das ge- 
samte Zentvolk neben den ordentlichen gebotenen Dingen 
zu einem Blutgericht zusammenberufen. Diese allgemeinen 
Versammlungen wurden als die Zenten an sich, die rechten 
Zenten bezeichnet. Alle anderen Sachen konnten außer an den 
gebotenen Dingen auch vor dem Zentgrafen und den Schöffen 
allein geführt werden. Da war es natürlich, daß die Zent wie 
zunächst die Versammlung der ganzen Gerichtsgemeinde so 
auch bald vielfach nur das Blutgericht bedeutet hat, und dieser 
Sprachgebrauch ist bereits im 13, Jahrhundert bezeugt; ja man 
har Grund anzunehmen, daß diese Entwicklung im würzbur- 
gischen Teil von Ostfranken sich besonders früh vollzog, daß 
sie hier um die Mitte des 12. Jahrhunderts bereits erfolgt 
war. Eine solche Erweiterung der alten Untergerichte, ihre 
Erhebung zu Blutgerichten, hat während des Mittelalters auch 
sonst in Deutschland vielfach stattgefunden, zum Beispiel bei 
den westfälischen Gogerichten. Daß aber der weitere Begriff, 
nach dem die Zentgerichtsbarkeit auch die Ziviljurisdiktion 
in sich faßte, noch längere Zeit unvergessen war, zeigt z. B, 
eine Notiz aus dem Zentbuch des würzburgischen Geschicht- 
schreibers Lorenz Fries aus der Mitte des 16. Jahrhunderts, 
mit dessen Überresten uns Rockinger bekannt gemacht hat. 
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Fries sagt hier von der Zent Aub (ganz in der Nähe der würt- 
tembergischen Grenze): „Und nachdem man sonst an dieser 
Zent gar kein ander Gericht denn in peinlichen Sachen hält, 
ist es mehr ein Halsgericht denn eine Zent zu nennen.“ In 
den meisten Zenten des eigentlichen Territoriums von Würz- 
burg wurde nämlich noch lange alle 14 Tage Gericht in bür- 
gerlichen Sachen gehalten. Sonst wurden diese Sachen mehr 
und mehr in den Dorfgerichten entschieden, die im württem- 
bergischen Franken allenthalben neben den Zentgerichten sich 
finden; wo aber kein Dorfgericht vorhanden war, gehörten 
auch die bürgerlichen Prozesse in die Zent, wie aus einem 
Weistum des 15. Jahrhunderts für die mainzische Zent Tau- 
berbischofsheim ersichtlich ist; dasselbe führt eine Anzahl von 
Dorfschaften an, die kein Dorfgericht haben: „die haben 
alle Händel und Erbschaft, Schulden, Schuldwort und alles, 
was sie zu schicken haben, nichts ausgenommen, zu Bischofs- 
heim in der Zent gefertigt.“ Ein Zusammenhang der Dorf- 
gerichte mit dem Zentgericht tritt uns auch noch in der Möck- 
mühler Zent entgegen. Ehe an den vier bestimmten Terminen 
zu Möckmühl das Zentgericht stattfand, mußte je am Montag 
zuvor in jedem Landflecken das sogenannte Selbotten-Rug- 
gericht!” gehalten werden, das aus dem Schultheißen und den 
gewählten Zentschöffen bestand und nach dem Brauch durch 
den Schultheißen behegt und verbannt wurde. Dieses Gericht 
hatte die vorgekommenen Zentsachen zu rügen und aufzu- 
merken und bei zweifelhaften Fällen zu erkennen, ob sie vor 
die Zent gehören oder nicht. ‚ 

Als die Hauptkriminalfälle, die vor die Zent kamen, werden 
oft genannt notnunfl, dube, totslach und blutrunst, d. h. Notzucht, 
Diebstahl, Todschlag und schwere Verwundung. In der Möck- 
mühler Zentverordnung von 1429 heißt es: „Item ist me ge- 
sprochen zum Rechten, daß mit Namen uff die Zent gehören 
soll Diebstahl, Mord, Brand, Fälscherei, Landzwinger und was 
das Leben antrifft, und auch desgleichen, ob einer eines sol- 
chen Artikels einen beschuldigt und sich vermißt des zu be- 
weisen, das gehört auch an die Zent; wär es aber, ob einer 
einen schilt einen Dieb oder einen Mörder, Räuber, Fälscher, 
Nachtbrenner oder desgleichen und nit eine Beweisung daruff 
zöge, so wären es Scheltwort, und gehört nit uff die Zent, und 


18 Vgl. für das Selbotengericht als dörfliches Freigericht und das dörf- 
liche Ruggericht als altes Volksgericht in Stetten die Arbeit von Rolf Tho- 
mas (s. o, Anm. il). 
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soll es in seiner Herren Gericht büßen ongeverlich“. In einem 
Lagerbuch von Assumstadt, dessen zentliche Obrigkeit nach 
Möckmühl gehörte, aus dem Jahr 1620 heißt es: „So viel die 
vier Zentartikel berühren thunt, so sind solche: 1. wenn ein 
Mordgeschrei, 2. wenn ein Diebstahl geschiehet, 3. bindbare 
Wunden, 4. Verletzung an Ehren; doch ist zu wissen, daß 
die Scheltworte Schelm, Hudler, Locker, Bueb, Vogel, Vettel 
und ähnliche nicht auf die Zent gewiesen werden“. Eine hö- 
here Instanz als das Zengericht gab es nicht; die Appellation 
war in Kriminalsachen ausgeschlossen. Die Delikte waren ein- 
geteilt in solche, die an Hals oder Hand gingen, also mit Tod 
oder Verstümmelung bestraft wurden, und in die Frevel, die 
an Haut und Haar (d. h. mit Brandmarkung oder sonstiger 
Beschimpfung) oder mit einer Geldbuße bestraft wurden; 
diese Geldbußen waren im 18. Jahrhundert zu Möckmühl fol- 
gendermaßen festgesetzt: eine Zent-hohe-buß betrug 4 fl. 
7% kr., ein Zentfrevel 1 fl. 48 kr., ein Beiurtel 30 kr.; solche 
Geldbußen wurden unter anderem verhängt, weil einer einen 
gerechten Schiedstein auf seinem Acker abgeschlagen und ver- 
deckt hatte, weil einer einen Bauernsohn zu Roigheim den 
königlich preußischen Werbern zuführen wollte, weil einer 
die Jauner auf dem Seehaus nicht angezeigt hatte, weil einer 
dem Juden eine Kuh für 3 Batzen zu kaufen gegeben. Zucht- 
hausstrafen gab es erst in späterer Zeit hie und da, aber nur 
als Gnadenstrafen an Stelle des Todes. 

Ein ordnungsmäßig besetztes Zentgericht bestand aus dem 
von dem Herrn der Zent ernannten Zentgrafen und den Schöf- 
fen, deren es im Gebiet des württembergischen Eranken ge- 
wöhnlich zwölf waren, so in Werdeck, in Haldenbergstetten, 
in Weikersheim und in Mergentheim; in Möckmühl aber gab 
es 36 Schöffen, von denen zwölf die jeweiligen Stadtgerichts- 
mitglieder von Möckmühl und 24 von den übrigen Zentorten 
waren. An den ordentlichen Gerichtstagen waren alle Zentver- 
wandten bei Strafe verpflichtet mit ihren Wehren zu erschei- 
nen; doch war nach der Möckmühler Zentordnung von 1429 
erlaubt, daß bei jedem Pflug einer und ein Knabe bleiben 
durfte, und ebenso brauchten Dienstknechte, Büttel, Meßner, 
Hirten, Schützen und Fergen nicht zur Zent zu erscheinen. 
Die aktive Beteiligung der Gerichtsgemeinde, des sogenannten 
Umstands, beschränkte sich aber auf das bloße Zuhören, wie 
ja schon in der frühesten Zeit das nicht von irgendeinem 
Manne gescholtene und von den Urteilern oder Schöffen an- 
genommene Urteil auch als von dem Umstande gebilligt galt. 
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eck der Ladung auf das Zentgericht mußte in Kirch- 
as FR Dr vorher Be Schultbeiß in alle Zentflecken zie- 
hen und durch den Amtsbüttel die Zent beschreien lassen. 5 
der Zent Weikersheim hatte nach der Zentordnung des Jah- 
res 1412, die uns im gemeinschaftlichen hohenlohischen en 
archiv zu Ohringen erhalten ist, der geschworene Sala 
in alle Dörfer der Zent zu gehen oder zu reiten und er “ 
Zent zu beschreien und zu sprechen: „Ihr Herren, ihr sollt au 
morgen (oder auf welchen Tag man dem Kläger beragt hat) 
auf die Zent gen Weikersheim kommen bei Leib und bei Gut“. 
Später wird von dieser Zent berichtet, daß zwei Tage vor 
dem Gericht der Zentknecht in Begleitung zweier Schröter 
und dann, als dieselben sich dessen als eines unehrbaren Ge- 
schäftes weigerten, in Begleitung des Flurers und des Toten- 
gräbers oder des Bettelvogtes, die zu Fuß gingen, im ganzen 
Zentbezirk herumzureiten und bei den Zentbäumen die Zent 
zu beschreien und von diesen einen Span abzuhauen hatte; 
die Späne wurden nach Weikersheim gebracht und am Zenttag 
bei der Verlesung der öden, abgegangenen Weiler, von are 
niemand erschienen war, in den Kreis geworfen. Auch in der 
Haldenbergstetter Zent warf der Knecht wegen des wüsten 
Ortes Hohenweiler einen Span in die Schranken. . 

In Niederstetten zog am Zenttag der Zentgraf mit den 
Schöffen, je zwei und zwei ın einem Glied und zwar jeder mit 
seiner Seitenwehre, auf den Markt zu den aufgeschlagenen 
Schranken, worauf der Zentgraf befahl, daß ein jeder sr 
nach vorgeschriebener Ordnung, nämlich sechs zu seiner Red 1 
ten und sechs zur Linken, sich niederlassen und Bescheids ge- 
warten sollten. „Erstlich, heißt es in der Langenburger Zent- 
ordnung, soll der Zentgraf oder Stabhalter, so das Gericht be- 
setzt, bewappnet sein mit Harnisch und Bückelhauben, Stie- 
fel und Sporn, auch ein Szepter ın der Hand haben und also 
in angelegtem gerüstem Harnisch das peinliche Zentgericht 
besetzen; im andern sollen die Zentrichter oder Schöffen jeder 
ein Schwert bei sich haben, doch nicht angehängt, und so dann 
einer aufzustehen erfordert wird, soll er dasselbige an der 
Statt, da er gesessen, liegen lassen und nicht mit ihm nehmen”. 
Bevor nun etwas Weiteres vorgenommen wird, haben der 
Zentgraf und nach ihm die Zentschöffen mit aufgehobenen 
Fingern einen leiblichen Eid zu Gott dem Allmächtigen zu 
schwören, daß sie in peinlichen Sachen das Recht ergehen 
lassen, richten und urteilen wollen, dem Armen sowohl a 
dem Reichen und dem Reichen als dem Armen, und nicht 
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ansehen einige Freundschaft, Feindschaft, Lieb, Leid, Geschenk, 
Miete noch etwas anderes, dadurch Recht und Gerechtigkeit 
möchte geschmälert und gehindert werden. In der späteren 
Zeit verfehlte man nicht, in jeder Zentsitzung auch auf Kaiser 
Karls V, Peinliche Halsgerichtsordnung als für die Recht- 
sprechung verbindlich hinzuweisen. Nun steht der Stabhalter 
und Zentrichter auf und verkündet allen bei der Zent er- 
schienenen Personen ein frei sicher Geleit im Namen des Zent- 
herrn. Alsdann tut er die uralten Hegungsfragen, wie sie schon 
in der germanischen Urzeit üblich gewesen waren, ob das pein- 
liche Zentgericht altem Herkommen gemäß zum Stand Rech- 
tens und wohlbesetzt, dann ob es auch an der rechten 'Tag- 
zeit sei. Die Hegung und Verbannung des Gerichts war wie 
ebenfalls schon in der allerältesten Zeit bezeichnet durch die 
Einfriedung des Platzes mit Schranken; in Möckmühl, wo die 
Sitzungen später nicht mehr unter freiem Himmel, sondern 
in dem großen Rathaussaal stattfanden, saßen die Zentschöf- 
fen mit dem Zentgrafen in diesem eingehegten Raum, in 
schwarze Mäntel gehüllt, und während der Sitzung war in 
der Mitte des schwarz bedeckten Gerichtstischs ein zweischnei- 
diges Schwert senkrecht aufgeschraubt. Nach den feierlichen 
Formeln der Hegung beginnt der eigentliche Prozeß, den der 
Zentgraf zu leiten hat. Nach der Weikersheimer Zentordnung 
von 1412 wird dem Kläger auf sein dreimaliges Fordern ein 
Fürsprecher gegeben; dieser fragt nun, es sei der Kläger da 
und habe einen schädlichen Mann gefangen, der in der Stadt 
Schloß gefangen liege, wie er den solle vor Gericht bringen. 
Es wird auf die Frage des Richters das Urteil gegeben: gebun- 
den und gefangen; ist er ein Räuber oder sonstiger Frevler, so 
soll man ihm die Hände vor sich binden; ist er aber ein Dieb, 
werden die Hände auf dem Rücken gebunden. Darnach bringt 
der Kläger den schädlichen Mann gebunden und gefangen; 
unterwegs beschreit er ihn an zweiStellen je dreimal: Waffenjo 
über meinen Dieb und über des Landes Dieb (oder über mei- 
nen Räuber und des Landes Räuber, oder weß er ihn beschul- 
digt). Wenn er dann zu dem Stock (dem Pranger) kommt, so 
soll er ihn dreimal um denselben führen und jedesmal wieder 
beschreien. Darnach führt er ihn vor Gericht, Nachdem der 
Anwalt des Klägers und der des Armen, der von etlichen 
„hinterstendten“ unterstützt ist, gesprochen haben und der 
peinlich Angeklagte selber gefragt worden ist, ob er geständig 
sei, werden die Schöffen zum Endurteil aufgefordert und zie- 
hen sich zurück, um sich desselben zu bedenken. Der Zentgraf 
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als Vorsitzender ist also bei Feststellung des Urteilsinhalts 
selbst gar nicht beteiligt. Nach Verfluß von längstens einer 
halben Stunde bringen die Zentschöffen das von ihnen ge- 
fällte Urteil schriftlich mit, das der Gerichtsschreiber auf des 
Zentgrafen Aufforderung verliest. Nach der Verlesung des 
Urteils zerbricht der Zentgraf den Stab, den er in der Faust 
hat, wirft ihn hinterwärts und spricht: Helf Gott der armen 
Seelen! oder: Helf dir Gott und die heilige Dreifaltigkeit! 
Dann überweist er den Verurteilten dem Nachrichter zur 
Exekution, zu der das ganze Gericht in feierlichem Zug an die 
Richtstatt sich begibt. Ist der schädliche Mann ein Räuber, 
wird mit dem Schwert gerichtet, ist er aber ein Dieb, mit dem 
Strick oder der Weide. Wenn nun der arme Sünder gerichtet 
ist, fragt der Nachrichter: Herr Zentrichter, hab ich auch recht 
gerichtet? Antworter der Zentrichter, wenn du gerichtet hast, 
was Recht und Urteil geben, so laß ichs dabei bleiben (oder: 
so hast du recht gerichtet). Und gehen die Richter alle mit- 
einander herein in die Zent, setzt sich der Stabhalter und ein 
jeder Zentschöff wieder an seinen Ort, und alsdann gibt der 
Zentrichter ihnen und den Zentverwandten Urlaub. — 

In der Schilderung der Kompetenz und des Verfahrens der 
Zentgerichte haben wir vielfach schon den Brauch in den 
letzten Jahrhunderten ihres Bestehens berührt; wir haben da- 
bei das den Zentgerichten Gemeinsame herausgehoben. Nun 
machte aber jedes Zentgericht eine Entwicklung für sich durch, 
unabhängig von den andern, wie ja die Veränderungen, denen 
die Gerichtsverfassung in Deutschland seit dem 13. Jahrhun- 
dert unterlag, im einzelnen von fast unübersehbarer Mannig- 
faltigkeit sind, ganz entsprechend dem Überwuchern der staat- 
lichen Sonderbildungen des deutschen Mittelalters. Hier kann 
nur die partikulare Rechtsgeschichte helleres Licht schaffen. So 
verlief die Entwicklung der fränkischen Hundertschaftsge- 
richte an der Mosel und am Niederrhein ganz anders als in 
Hessen und im östlichen Franken; sogar der Name der Zent 
verband sich dort nicht mit den Hochgerichten, sondern blieb 
an den mit der Zivilgerichtsbarkeit betrauten Untergerichten 
haften, den etwa unsern Dorfgerichten entsprechenden Zen- 
dereien. Auch bei uns sind im Lauf der Jahrhunderte vielfache 
Veränderungen vor sich gegangen. Solche traten am leichtesten 
da ein, wo die Zentbürger zugleich die Untertanen des Zent- 
herrn waren; dagegen wurde viel schwerer etwas geändert, 
wo die Untertanen mehrerer Herren eine Zentgemeinschaft 
gebildet haben, Noch zu Anfang des 19. Jahrhunderts setzte 
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sich die Zent Möckmühl aus Orten des Herzogtums Wü 
berg, der ritterlichen Herrschaften Adelsheun, a 
Ellrichshausen und ‚Gemmingen, der Klöster Schöntal und 
Seligental, des Erzstifts Mainz und noch einem Kondominar 
rear Herren zusammen, und zweifellos rührt es da- 
Ben daß sich Möckmühl in der Bewahrung der alten Formen 
esonders konservativ gezeigt har. Vielfach ward die Gerichts- 
ae er Zent verlegt, so im Jahr 1360 mit kaiserlicher 
H enehmigung die hohenlohische Zent Hollenbach nach Wei- 
ee, ebenso scheint das Zentgericht von Riedbach später 
ber Bartenstein gekommen zu sein. Um dieMitte des 16. Jahr- 
TUNER wurde die Gerichtsstatt der Zent Werdeck nach Gera- 
Hase versetzt, jedoch der alte Name für die Zent beibehalten 
Ren ach wurden die Zentgerichte dadurch vermindert, daß 
eil &* einer Zent durch kaiserliche Verleihung ein eigenes Hals- 
ei “ at wurde, meist auf Bitte eines ritterschaftli- 
er run nn so wurde z. B. im Jahre 1401 Blaufelden. 
m Fi ie en A ee und Galgen neichut und damit 
abgetrennt; so erhielt im 16. - 
Ber auch Schrozberg, das in die Zent ee 
net = = Rn Aber diese Verstumme- 
‚Ihr ngs ward von den Zenten nich 
da sie sich als vom König oder Kaiser ee 


Damit gingen innere Wandlungen Hand in Hand. Der 
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Strafprozeß des deutschen Mittelalters war als Volksgerichts- 
barkeit naturgemäß ein durchaus öffentliches und mündliches 
Verfahren, das durch große Formenstrenge ausgezeichnet war. 
Das Verbrechen von Amts wegen zu verfolgen, lag dem deut- 
schen Rechtsempfinden ursprünglich fern; es erschien in erster 
Linie als Schädigung des Verletzten und seiner Familie, denen 
es überlassen blieb die Klage zu erheben. War der Beklagte 
geständig, so wurde er verurteilt; wenn er leugnete, so hatte 
er seine Unschuld zu beweisen, aber nicht etwa durch Ent- 
lastungszeugnis oder ähnliche Beweismittel, sondern durch 
einen Reinigungseid, den eine Anzahl von Eideshelfer ihm 
bestätigten, Nach der Weikersheimer Zentordnung vom Jahr 
1412 hatte der Angeschuldigte selbsiebent zu den Heiligen zu 
schwören, daß er der Tat nicht schuldig sei; geschah dies, so 
wurde die Klage abgewiesen. Aber sobald einmal mit dem 
Erstarken des Staatsgedankens das Verbrechen vor allem als 
Auflehnung gegen die öffentliche Ordnung angesehen wurde, 
erschien auch die Privatklage des Verletzten oder seiner Sippe 
als unzureichend; das Verbrechen war von Amts wegen zu 
verfolgen. Der schwieriger werdenden Aufgabe war nun der 
ungelehrte Schöffe nicht mehr gewachsen. Aus dem kanoni- 
schen Rechte des Mittelalters wurde das Inquisitionsverfahren 
herübergenommen; d. h. der Richter hatte das Verbrechen 
von Amts wegen zu verfolgen und den Tatsachen auf den 
Grund zu gehen, insbesondere durch Befragen von Zeugen 
die Wahrheit zu ermitteln. Dieser Inquisitonsprozeß fand 
Aufnahme in die schon erwähnte Peinliche Gerichtsordnung 
Kaiser Karls V. vom Jahre 1532, der ersten und einzigen 
Strafgesetzgebung des alten Römischen Reichs Deutscher 
Nation. Bei jeder schwierigen Frage war der Rat der Rechts- 
gelehrten einzuholen. Daraus ergab sich die Notwendigkeit 
der Protokollierung und Aktenversendung, und aus der 
Schriftlichkeit folgte weiter, daß das Verfahren nicht mehr 
ein öffentliches sein konnte. Zu Langenburg bestimmte ums 
Jahr 1600 Graf Wolfgang von Hohenlohe, daß, wofern Zent- 
graf und Schöffen der Rechtsgelehrten Rat bedürftig seien, 
zur Verringerung der Unkosten künftighin nicht mehr etliche 
aus ihrer Mitte abgeordnet, sondern einem oder zwei gelehr- 
ten und erfahrenen Doktoren das Rechtsprotokoll samt des 
Armen Urgicht und Bekenntnis neben einem verschlossenen 
Schreiben im Namen des Zentgrafen durch einen Boten zuge- 
schickt und wieder abgeholt werden solle, Das alte Volksge- 
richt wurde mählich in ein gelehrtes Gericht umgewandelt, 
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eilung zur Richtstätte auf einer Kuhh. i 
te aut und die Flech- 
tung des enthaupteten Körpers aufs Rad erkannt walden Fe 
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läßt der mit den zentgräflichen Verrichtungen an Stelle des 
Oberamtmanns betraute Stadtschultheiß das Schaffot bauen 
und kündigt dem armen Sünder das Todesurteil an; sobald 
dies geschehen ist, läßt er durch den Stadtknecht als Zent- 
bütrel das Zentgeschrei an den drei Röhrenbrunnen in Mer- 
gentheim ausrufen und schickt ihn dann zum gleichen Zwecke 
weiter in die übrigen Zentorte; vor der Exekution wurde noch 
das feierliche Zentgericht abgehalten, gleichsam nur zur Er- 
höhung des Eindrucks der Hinrichtung; es war zur reinen 
Formalität herabgesunken. 

Die Zentgerichte waren reif für den Untergang; als unser 
Frankenland zu Anfang des 19. Jahrhunderts an die 
Krone Württemberg kam, konnten sie mit allen ihren Beson- 
derheiten nicht länger bestehen bleiben. König Friedrich wollte 
für das ganze Land die Einheit desRechts; schon am 8. Mai 1806 
wurde von ihm bestimmt, daß alle mit dem württembergi- 
schen Recht nicht übereinstimmenden Bräuche und Gewohn- 
heiten in den neuen Landesteilen vom folgenden Jahr ab un- 
gültig sein sollten, eine tief einschneidende und vielfach harte, 
aber heilsame Maßregel. Das bedeutete auch das formelle Ende 
der längst schon äußerlich und innerlich verkümmerten Zent- 
gerichtsbarkeit. 

Aber der rückschauende Blick mag gerne dieser Gerichte ge- 
denken, deren Entwicklung aus der germanischen Urzeit durch 
den mittelalterlichen Staat hindurch bis an das moderne Staats- 
wesen heran wir nachzugehen versucht haben. Der nach Ge- 
rechtigkeit strebende Sinn des deutschen Volkes hat alle diese 
Formen ersonnen und lange Zeit mit Zähigkeit festgehalten; 
im.Interesse eines geordneten sittlichen Zusammenlebens unse- 
res Volkes waren sie geschaffen, eben deswegen haben sie 
Besserem weichen müssen. Und wohl darf man sich beim Rück- 
blick auf diese alte Gerichtsverfassung der Gegenwart freuen, 
der so viel größeren Sicherheit von Eigentum und Menschen- 
leben, der wohlgeordneten Rechtspflege unserer engeren Hei- 
mat und der Einheit des Rechts durch unser ganzes deutsches 
Vaterland. 
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